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Das Gesetz zur besseren Verhinderung missbräuchlicher 
Anerkennungen der Vaterschaft
Prof. Dr. Gerhard Ring, Bernau bei Berlin*

Seit Jahrzehnten versucht der Gesetzgeber dem Phänomen 
missbräuchlicher Anerkennungen der Vaterschaft Herr zu 
werden – nunmehr mit einem neuen Ansatz im Artikelgesetz 
zur besseren Verhinderung missbräuchlicher Anerkennungen 
der Vaterschaft und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 
21. Juli 2026,1 das nach seinem Art. 12 Abs. 1 in seinen we­
sentlichen Teilen am 29. Juli 2026 in Kraft getreten ist.

Problemstellung

Eine missbräuchliche Anerkennung der Vaterschaft zeichnet 
sich dadurch aus, dass Männer mit deutscher Staatsangehö­
rigkeit oder mit unbefristetem Aufenthaltsstatus die Vater­
schaft für ein ausländisches Kind anerkennen, um beim Kind 
den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit – nach § 4 
Abs. 1 StAG (Abstammungserwerb) oder § 4 Abs. 3 StAG 
(Ius soli-Erwerb) – herbeizuführen und so mittels Familien­
nachzug nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG ein Aufent­
haltsrecht der drittstaatsangehörigen Mutter zu begründen 
oder zu stärken2 (sog. Scheinvaterschaften).3

Nach § 4 Abs. 1 StAG (Abstammungserwerb) erwirbt ein 
Kind durch Geburt die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn 
ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Ist bei 
der Geburt des Kindes nur der Vater deutscher Staatsange­
höriger und ist zur Begründung der Abstammung nach den 
deutschen Gesetzen die Anerkennung oder Feststellung der 
Vaterschaft erforderlich, so bedarf es zur Geltendmachung 
des Erwerbs einer nach den deutschen Gesetzen wirksamen 
Anerkennung oder Feststellung der Vaterschaft. Die Aner­
kennungserklärung muss abgegeben oder das Feststellungs­
verfahren eingeleitet sein, bevor das Kind das 23. Lebensjahr 
vollendet hat.
Durch die Geburt im Inland erwirbt ein Kind ausländischer 
Eltern gemäß § 4 Abs. 3 StAG die deutsche Staatsangehörig­
keit (Ius soli-Erwerb), wenn ein Elternteil
n seit fünf Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufent­

halt im Inland hat (Nr. 1) und
n ein unbefristetes Aufenthaltsrecht oder als Staatsangehö­

riger der Schweiz oder dessen Familienangehöriger eine 
Aufenthaltserlaubnis auf Grund des Abkommens vom 
21. Juni 1999 zwischen der Europäischen Gemeinschaft 

1.

und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizeri­
schen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügig­
keit4 besitzt (Nr. 2).

Die Aufenthaltserlaubnis ist nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
AufenthG dem ausländischen Elternteil eines minderjährigen 
ledigen Deutschen zur Ausübung der Personensorge zu ertei­
len, wenn der Deutsche seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Bundesgebiet hat.5

Die Vaterschaft und die aufenthalts- und staatsangehö­
rigkeitsrechtlichen Folgen sind gesetzgeberisch dann er­
wünscht, wenn der Anerkennende tatsächlich der leibliche 
Vater des Kindes ist oder zwischen dem Kind und dem an­
erkennenden Vater eine sozial-familiäre Beziehung besteht 
bzw. der Anerkennende tatsächlich Verantwortung für das 
Kind übernimmt – nicht jedoch, wenn die Anerkennung 
oder Zustimmung der Mutter gezielt gerade zu dem Zweck 
erfolgt, die Voraussetzungen für den erlaubten Aufenthalt 
eines der Beteiligten zu begründen: In diesem Fall steht ein 
durch den deutschen Staat nicht zu tolerierender Missbrauch 
in Rede.6

Vorgeschichte

Vor dem Hintergrund dieser Problematik7 hatte der Gesetz­
geber bereits im Jahre 2008 mit § 1600 Abs. 1 Nr. 5 BGB ein 

2.

* Der Verfasser lehrte bis 2023 Bürgerliches Recht, Deutsches und Euro­
päisches Wirtschaftsrecht an der TU Bergakademie Freiberg und ist 
Mitherausgeber der NJ.

1 BGBl. I Nr. 221 v. 28. Juli 2026. Zum Regierungsentwurf dieses Geset­
zes Keuter, NZFam 2026, 217.

2 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 1.
3 Hierzu Gaaz, StAZ 2007, 75.
4 BGBl. 2001 II S. 810.
5 Zu aufenthaltsrechtlich motivierten Vaterschaftsanerkennungen 

Lorenz-Ruffini, ZAR 2024, 399.
6 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 1.
7 Hierzu Frank, StAZ 2006, 281; Helms, StAZ 2007, 69. Zur missbräuch­

lichen Vaterschaftsanerkennung als Einwanderungspfad Dörig, ZRP 
2024, 108 bzw. zur Erlangung von Aufenthaltstiteln Zypries/Cludius, 
ZRP 2007, 1 oder zwecks Aufenthaltssicherung von Ausländern Knit­
tel, JAmt 2017, 530.
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behördliches Anfechtungsrecht eingeführt.8 Nach dieser 
Norm sollte die jeweils zuständige Anfechtungsbehörde die 
Möglichkeit haben, eine Vaterschaft vor dem Familienge­
richt anzufechten. Diese Regelung hat das BVerfG jedoch 
mit Beschluss vom 17. Dezember 20139 für verfassungswid­
rig und nichtig erklärt: Die Regelung der behördlichen Va­
terschaftsanfechtung (§ 1600 Abs. 1 Nr. 5 BGB) sei als abso­
lut verbotene Entziehung der Staatsangehörigkeit anzusehen 
(Art. 16 Abs. 1 Satz 1 GG, wonach die deutsche Staatsange­
hörigkeit nicht entzogen werden darf), weil der mit der Be­
hördenanfechtung verbundene Wegfall der Staatsangehörig­
keit durch die Betroffenen teils gar nicht, teils nicht in zu­
mutbarer Weise beeinflussbar ist.10 Sie genüge nicht den ver­
fassungsrechtlichen Anforderungen an einen sonstigen Ver­
lust der Staatsangehörigkeit (Art. 16 Abs. 1 Satz 2 GG, wo­
nach der Verlust der Staatsangehörigkeit nur auf Grund ei­
nes Gesetzes und gegen den Willen des Betroffenen nur dann 
eintreten darf, wenn der Betroffene dadurch nicht staatenlos 
wird), weil sie keine Möglichkeit bietet, zu berücksichtigen, 
ob das Kind staatenlos wird, und weil es an einer dem 
Grundsatz des Gesetzesvorbehalts genügenden Regelung des 
Staatsangehörigkeitsverlusts sowie an einer angemessenen 
Fristen- und Altersregelung fehle.11 Verfassungsrechtliche El­
ternschaft (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG) bestehe bei einer durch 
Anerkennung begründeten rechtlichen Vaterschaft nämlich 
auch dann, wenn der Anerkennende weder der biologische 
Vater des Kindes ist noch eine sozial-familiäre Beziehung 
zum Kind begründet hat. Allerdings hänge die Intensität des 
verfassungsrechtlichen Schutzes davon ab, ob die rechtliche 
Vaterschaft auch sozial gelebt werde.12

Ein weiterer Versuch des Gesetzgebers erfolgte dann mit 
dem Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht 
vom 20. Juli 2017,13 durch das mit Wirkung zum 29. Juli 
2017 ein präventiver Ansatz zur Verhinderung missbräuchli­
cher Vaterschaften gewählt wurde. Nach der hierzu erlasse­
nen Regelung in § 1597 a BGB hat die beurkundende Behör­
de oder die Urkundsperson bei konkreten Anhaltspunkten 
für einen Missbrauch dies der zuständigen Ausländerbehör­
de mitzuteilen und die Beurkundung auszusetzen.14 In der 
Folge hatte die Ausländerbehörde nach § 85 a AufenthG aF 
das Vorliegen einer missbräuchlichen Vaterschaft zu prüfen. 
Sofern die Behörde eine solche feststellte, war die Beurkun­
dung bei Unanfechtbarkeit dieser Feststellung abzulehnen. 
Durch den damit verfolgten Ansatz sollte die Anerkennung 
einer Vaterschaft bereits im Vorfeld verhindert werden, um 
die an die Anerkennung knüpfenden statusrechtlichen Fol­
gen erst gar nicht entstehen zu lassen.15

In der Praxis hat sich dieser präventive Ansatz aus der Sicht 
des Gesetzgebers nicht bewährt. Vielmehr ließen die bishe­
rigen Erfahrungen der Ausländerbehörden, aber auch Er­
kenntnisse der Standesämter und der Auslandsvertretungen, 
den Schluss zu, dass das geltende Recht nicht ausreichend 
sei, um missbräuchliche Anerkennungen der Vaterschaft ef­
fektiv zu verhindern.16

Die Neuregelung

Dies hat den Gesetzgeber jetzt dazu bewogen, mit Erlass des 
Gesetzes zur besseren Verhinderung missbräuchlicher Aner­

3.

kennung der Vaterschaft vom 21. Juli 2026 die bisherigen 
Regelungen so anzupassen, dass in einschlägigen Verdachts­
konstellationen zielgenauer eine weitergehende Einbindung 
der Ausländerbehörden erfolgen soll, und dass die Miss­
brauchsverdachtsprüfung vom Beurkundungsprozess losge­
löst wird, um damit die Beurkundungsstellen, insbesondere 
die Notariate,17 von der Prüfung von Merkmalen mit fach­
fremdem Bezug zu entlasten.18 Der gesetzgeberische Neuan­
satz geht dahin, die Voraussetzungen für eine Prüfung der 
Missbräuchlichkeit einer Anerkennung der Vaterschaft 
durch die Ausländerbehörden praxisnäher auszugestalten 
und die Bedeutung der Missbrauchsprüfung für das Wirk­
samwerden der Anerkennung der Vaterschaft zu stärken.19

Anstelle der Aussetzung der Beurkundung zwecks zwischen­
geschalteter Missbrauchsprüfung durch die Ausländerbehör­
de werden Beurkundung und Missbrauchsprüfung jetzt or­
ganisatorisch getrennt:20 Die Vaterschaft wird zivilrechtlich 
nicht schon mit der Beurkundung der erforderlichen Erklä­
rungen – mithin der Anerkennung der Vaterschaft und der 
Zustimmung der Mutter –, sondern in Fällen, in denen ein 
sog. „Aufenthaltsrechtsgefälle“ zwischen dem Anerkennen­
den und der Mutter besteht, erst dann wirksam, wenn auch 
die Ausländerbehörde nach § 1598 Abs. 1 Satz 2 BGB i. V. 
m. § 85 a AufenthG neu der Anerkennung zugestimmt hat. 
Ein „Aufenthaltsrechtsgefälle“ ist bspw. anzunehmen, wenn 
der Anerkennende die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt 
und die Mutter eine Aufenthaltsgestattung.21 Die Zustim­
mung der Ausländerbehörde ist in entsprechenden Konstel­
lationen jetzt Wirksamkeitsbedingung für die Anerkennung 
der Vaterschaft.22

Aus gesetzgeberischer Sicht sind mit diesem neuen Procedere 
zwei wesentliche Vorteile verbunden. Einerseits findet die 
Missbrauchsprüfung nicht mehr bei den Beurkundungsstel­
len statt. Dadurch kann der eigentliche Beurkundungsvor­

8 Gesetz zur Ergänzung des Rechts zur Anfechtung der Vaterschaft 
vom 13. März 2008, BGBl. I S. 313. Hierzu Beinkinstadt, JAmt 2007, 
342; Grün, FuR 2007, 12 und 497; Finger, JR 2007, 50.

9 BVerfG, Beschl. v. 17. Dezember 2013 – 1 BvL 6/10, BVerfGE 135, 48 = 
NJ 2014, 155 = NJW 2014, 1364. Hierzu die Anm. von Helms, FamRZ 
2014, 459; Pfersich, ZAR 2014, 244; Sachs, JuS 2014, 473. Zudem Mu­
ckel, JA 2014, 477; Pelzer, NVwZ 2014, 700; Sanders, FamRZ 2017, 1189; 
Wittkopp, jM 2018, 335.

10 BVerfG, Beschl. v. 17. Dezember 2013 – 1 BvL 6/10, BVerfGE 135, 48 – 
Ls. 1.

11 BVerfG, Beschl. v. 17. Dezember 2013 – 1 BvL 6/10, BVerfGE 135, 48 – 
Ls. 2.

12 BVerfG, Beschl. v. 17. Dezember 2013 – 1 BvL 6/10, BVerfGE 135, 48 – 
Ls. 3.

13 BGBl. I S. 2780.
14 Hierzu näher Balzer, NZFam 2018, 5; Bouhatta, NVwZ 2018, 1103; 

Grziwotz, FamRB 2018, 282; Kaesling, NJW 2017, 3686 (zum Kindes­
wohlaspekt); Knittel, JAmt 2020, 62 und 127; Kraus, StAZ 2019, 311; 
Sanders, FamRZ 2017, 1189; Schwonberg, StAZ 2018, 5; Wall, StAZ 
2019, 88. Zu Anwendungsproblemen des § 1597 a BGB Wall, FamRZ 
2024, 1082.

15 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 1.
16 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 2.
17 Zum notariellen Vorgehen bei (mutmaßlich) missbräuchlicher Va­

terschaftsanerkennung Schreindorfer, MittBayNot 2021, 652.
18 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 2.
19 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 2.
20 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 21.
21 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 22.
22 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 22.
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gang nach den allgemeinen Grundsätzen des Beurkundungs­
rechts schnell abgeschlossen werden, ohne dass die Beurkun­
dungsstellen weiter Anhaltspunkte für eine missbräuchliche 
Anerkennung der Vaterschaft suchen, feststellen oder zum 
Anlass für eine Aussetzung nehmen müssen (Entlastung der 
Notariate, Jugendämter und Familiengerichte).23

Andererseits führt die Ausgestaltung als Zustimmungsver­
fahren zu einer stärkeren Mitwirkung der Beteiligten als bis­
her, weil die Beteiligten bislang nur an der Beurkundung 
interessiert waren, die möglichst nicht durch eine Miss­
brauchsprüfung belastet werden sollte. Mit der Neuregelung 
haben sie ein stärkeres Eigeninteresse an der Durchführung 
der Zustimmungsprüfung durch die Ausländerbehörde, so 
dass Mitwirkungsobliegenheiten eine größere Rolle spielen 
können als früher.24

Unverändert bleiben leibliche Vaterschaften im Falle ihres 
Nachweises von der Missbrauchsprüfung ausgenommen 
(§ 85 a Abs. 2 Nr. 1 AufenthG), ebenso wie andere Fallkon­
stellationen, in denen aufgrund von vom Standesamt über­
prüfbaren Umständen ein Missbrauch auszuschließen ist:
n Der Anerkennende ist der leibliche Vater eines anderen 

Kindes derselben Mutter oder als rechtlicher Vater eines 
anderen Kindes der Mutter in einem deutschen Geburts­
register eingetragen (§ 85 a Abs. 2 Nr. 2 AufenthG – Ge­
schwisterkinder).

n Der Anerkennende und die Mutter haben nach der Ge­
burt eines Kindes geheiratet und die Ehe ist im Zeitpunkt 
der öffentlichen Beurkundung der Anerkennungserklä­
rung in einem deutschen Eheregister eingetragen (§ 85 a 
Abs. 2 Nr. 3 AufenthG).

n Oder Fälle eines im Melderegister erfassten, langfristigen 
(d. h. mindestens 14monatigen) gemeinsamen Haupt­
wohnsitzes der Beteiligten (§ 85 a Abs. 2 Nr. 4 
AufenthG).

Im Rahmen des Prüfungsverfahrens beim Standesamt im 
Falle eines Antrags des Vaters auf Eintragung in den Ge­
burtseintrag des Kindes prüft dieses, ob die Zustimmung der 
Ausländerbehörde erforderlich ist und vorliegt (Kontroll­
funktion im Falle eines „Aufenthaltsrechtsgefälles“). Wenn 
die Zustimmung fehlt, wird der Eintragungsantrag zurück­
gewiesen.25 Das Standesamt prüft nicht mehr konkrete An­
haltspunkte für einen Missbrauch, sondern nur noch dreier­
lei:26

n Liegt ein „Aufenthaltsrechtsgefälle“ der Beteiligten 
vor?27

n Wenn dies der Fall ist:
– Liegt die Zustimmung der zuständigen Ausländerbe­

hörde vor?28 Oder
– liegt eine Ausnahme von der Zustimmungspflicht 

(§ 85 a Abs. 2 AufenthG) vor?29

Dieses Verfahren stellt im Regelfall sicher, dass missbräuch­
liche Anerkennungen verhindert werden, wobei die Zustim­
mung von den Beteiligten beantragt werden muss, da sie 
die Verantwortung für die Einleitung des Verfahrens tragen 
sollen.30

Nach § 1598 Abs. 3 BGB kann der Anerkennende das Kind 
in allen persönlichen und vermögensrechtlichen Angelegen­
heiten vertreten, wenn die Mutter und der Anerkennende 

wirksame Sorgeerklärungen nach § 1626 a Abs. 1 Nr. 1 BGB 
abgegeben haben und die Mutter nunmehr verstirbt oder 
ihre elterliche Sorge nach § 1673 Abs. 1 BGB ruht – was 
auch dann an Relevanz gewinnen kann, wenn von der wer­
denden Mutter und dem Anerkennenden schon eine vorge­
burtliche Anerkennung der Vaterschaft angestrebt wird, die 
bereits ab dem Zeitpunkt der Geburt (und nicht erst rück­
wirkend) wirksam wird.31

Die Ausländerbehörde prüft dann noch einmal, ob tatsäch­
lich ein „Aufenthaltsrechtsgefälle“ besteht und ob keine 
Ausnahme nach § 85 a Abs. 2 AufenthG einschlägig ist. 
Dann erfolgt die eigentliche Missbrauchsprüfung. In diesem 
Rahmen gelangt auch weiterhin der Maßstab des § 1597 a 
Abs. 1 BGB (Verbot der missbräuchlichen Anerkennung der 
Vaterschaft) zur Anwendung:32 Die Vaterschaft darf nicht 
gezielt gerade zu dem Zweck anerkannt werden, die rechtli­
chen Voraussetzungen für die erlaubte Einreise oder den er­
laubten Aufenthalt des Kindes, des Anerkennenden oder der 
Mutter zu schaffen – auch nicht, um die rechtlichen Voraus­
setzungen für die erlaubte Einreise oder den erlaubten Auf­
enthalt des Kindes durch den Erwerb der deutschen Staats­
angehörigkeit des Kindes nach § 4 Abs. 1 oder Abs. 3 Satz 1 
StAG zu schaffen.

Die Prüfung der Zustimmung durch die Ausländerbehörde 
soll im Interesse der Beteiligten schneller als bisher erfolgen. 
Hierzu ist in § 85 c Abs. 3 Satz 1 AufentHG eine Entschei­
dungsfrist eingeführt worden, nach deren Ablauf die Zu­
stimmung als erteilt gilt:33 Die Zustimmung zur Anerken­
nung einer Vaterschaft gilt als erteilt, wenn die Ausländerbe­
hörde nicht binnen vier Monaten nach Eingang des Antrags 
entschieden hat.

Die Entscheidungsfrist von vier Monaten setzt aber voraus, 
dass die Ausländerbehörde auch in die Lage versetzt wird, 
die Prüfung schnell abzuschließen – weshalb folgende weite­
ren Schritte statuiert worden sind:34

n Vorgabe von Vermutungstatbeständen mit dem Ziel, Fäl­
le aus der Prüfung auszusteuern, um schneller zu einer 
Zustimmung zu gelangen. Liegen klare Anhaltspunkte 
für eine sozial-familiäre Beziehung des Kindes zum An­
erkennenden vor, muss nicht noch vertieft geprüft wer­
den, ob ein Missbrauch der Anerkennung der Vaterschaft 
vorliegt. Eine sozial-familiäre Beziehung des Kindes zum 

23 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 22 – wobei Standesämter und deutsche 
Auslandsvertretungen zwar auch in ihrer Eigenschaft als Beurkun­
dungsstelle von der Missbrauchsprüfung entlastet werden, doch 
kommen ihnen im Gegenzug auch neue Aufgaben zu.

24 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 22.
25 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 22.
26 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 22.
27 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 22: Die entsprechende Prüfung erfolgt 

aber nur noch auf der Grundlage der Identitätsnachweise und der 
Aufenthaltsrechte in Deutschland.

28 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 22: Diese ist von den Beteiligten vorzule­
gen.

29 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 22: Wozu ein geeigneter Nachweis vor­
zulegen ist.

30 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 23.
31 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 23.
32 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 23.
33 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 23.
34 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 23.
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Anerkennenden ist beim Vorliegen einer der folgenden 
fünf Fallgruppen anzunehmen: gemeinsames Wohnen der 
Beteiligten in einem gemeinsamen Haushalt, regelmäßige 
Unterhaltszahlungen, regelmäßiger Umgang mit der wer­
denden Mutter und anschließend mit dem Kind, Heirat 
nach der Geburt und/oder Vorhandensein eines Ge­
schwisterkindes.

n Sind die genannten Voraussetzungen für eine Konstellati­
on nicht einschlägig, steht nur fest, dass die Zustimmung 
nicht sofort erteilt werden kann und eine weitere Prüfung 
erforderlich ist.

n Die Entscheidungsfrist wird gehemmt, wenn die Beteilig­
ten nicht am Verfahren mitwirken, bspw. der Ladung 
zu einer Anhörung nicht Folge leisten, und so die Tatsa­
chengrundlage für eine Bescheidung fehlt. Verhalten sich 
die Beteiligten hingegen einwandfrei, nehmen sie also al­
le Mitwirkungshandlungen fristgerecht vor, erreichen sie 
einen schnellen Abschluss des Verfahrens.

n Einführung einer zweiten Kontrollstufe bei der Auslän­
derbehörde, wenn die Beteiligten arglistig handeln und 
vorsätzlich falsche oder unvollständige Angaben machen, 
falsche eidesstattliche Versicherungen abgeben oder ge­
fälschte Unterlagen vorlegen bzw. die Zustimmung der 
Ausländerbehörde durch Bestechung oder widerrechtli­
che Drohung erwirken:35 In solchen Fällen ist die Aus­
länderbehörde – in Anlehnung an die gesetzliche Ausge­
staltung einer erschlichenen Einbürgerung36 – zur Rück­
nahme einer erteilten Zustimmung berechtigt und hat 
hierfür eine längere Frist. Wenn Beteiligte also im Rah­
men ihrer Mitwirkung am Zustimmungsverfahren miss­
bräuchlich oder betrügerisch agieren (bspw. indem sie 
darlegen, dass der Anerkennende noch nie Kinder an­
derer drittstaatsangehöriger Frauen anerkannt habe, er 
regelmäßig Umgang mit dem Kind habe oder andere 
Umstände so lägen, dass die Zustimmung erteilt werden 
müsste), sich im Nachhinein aber das Gegenteil heraus­
stellt, kann die Ausländerbehörde alle Rechtsfolgen be­
seitigen. Dabei wirkt die Rücknahme ex tunc – jedoch 
unter Beachtung der durch die Judikatur des BVerfG 
vorgegebenen Restriktionen – auf die Geburt des Kindes 
zurück.37

n In Konstellationen, in denen das Standesamt bei der Ge­
burtsanmeldung oder Anmeldung des Namens des Vaters 
zur Nachbeurkundung übersieht, dass ein „Aufenthalts­
rechtsgefälle“ besteht oder die erforderliche Zustimmung 
der Ausländerbehörde nicht vorliegt, gilt Folgendes: Die 
Eintragung der Vaterschaft im Geburtenregister führt 
nicht dazu, dass das Fehlen der Zustimmung der Auslän­
derbehörde überwunden wird. Vielmehr ist dann eine 
rechtlich noch nicht entstandene Vaterschaft im Gebur­
tenregister eingetragen – ein Fall für die gerichtlich ange­
ordnete Berichtigung des Geburtenregisters durch das 
Standesamt, die auf Antrag oder von Amts wegen veran­
lasst werden kann.38 Hier sieht § 1598 Abs. 2 BGB (der 
nur redaktionell an das Zustimmungsmodell angepasst 
worden ist) vor, dass erst wenn die Eintragung des Vaters 

im Geburtenregister des Kindes schon fünf Jahre unbean­
standet blieb, eine Heilung mit der Folge eintritt, dass die 
eingetragene Vaterschaft dann im Wege einer gesetzlichen 
Fiktion als wirksam entstanden gilt. Daher kann die Aus­
länderbehörde in der Zwischenzeit eine Berichtigung an­
regen, die dann vom Standesamt oder der standesamtli­
chen Aufsichtsbehörde beantragt werden kann.39

Vorläufiges Fazit

Der mit dem Gesetz zur besseren Verhinderung missbräuch­
licher Anerkennungen der Vaterschaft beschrittene neue Weg 
weist gegenüber den vormaligen Versuchen – sowohl gegen­
über der Behördenanfechtung als auch gegenüber dem Aus­
setzungsmodell – erhebliche Vorteile auf. Eine zweite Kon­
trollstufe gab es beim Aussetzungsmodell nicht. Sie hätte 
auch nicht eingeführt werden können. Daher musste das 
Aussetzungsmodell alles auf eine Karte setzen und Beurkun­
dungsstellen und Ausländerbehörden in einem sehr frühen 
Stadium unter hohem Zeitdruck vor die Herausforderung 
stellen, im Wesentlichen von Amts wegen zu ermitteln, ob 
ein Missbrauch begangen worden oder geplant ist. Die Be­
hördenanfechtung bot zwar mehr Zeit als das Aussetzungs­
modell, aber auch hier haben Praxis und Rechtsprechung 
gezeigt, dass viele notwendige Erkenntnisse nicht rechtzeitig 
von Amts wegen zu ermitteln waren.
Die zentralen Vorteile des neuen Modells sind, dass ein 
Missbrauch früher verhindert werden kann, weil die Auslän­
derbehörde bei einem „Aufenthaltsgefälle“ der Anerkennung 
der Vaterschaft grundsätzlich nicht zustimmen muss, wo­
durch unberechtigte Aufenthaltsrechte erschwert und staats­
angehörigkeitsrechtliche Folgen abgesichert werden. Zu be­
grüßen ist die eindeutige Zuständigkeitszuordnung. Die Prü­
fung liegt allein bei der Ausländerbehörde und nicht bei 
Standesämtern oder anderen Stellen, die eine Vaterschaftsan­
erkennung beurkunden. Die neuen §§ 85 a bis 85 d Aufent­
haltsG regeln im Interesse der Rechtssicherheit und eindeuti­
ger Prüfungsmaßstäbe, wann eine Zustimmung erforderlich 
ist und wie das Prüfverfahren abläuft. Eindeutig unproble­
matische Fälle (wie biologische Vaterschaft, Geschwisterkin­
der, Heirat der Eltern nach der Geburt oder ein gemeinsamer 
Hauptwohnsitz seit mindestens 14 Monaten) werden von 
vornherein ausgenommen.
Überzeugend ist der neue präventive Ansatz, wodurch miss­
bräuchliche Vaterschaftsanerkennungen nicht erst nachträg­
lich korrigiert, sondern bereits vor Eintritt ihrer familien-, 
staatsangehörigkeits- oder aufenthaltsrechtlichen Folgen ver­
hindert werden sollen. Und die gesetzlich normierte Frei­
stellung eindeutiger Familienverhältnisse von einer Miss­
brauchsprüfung.

4.

35 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 23.
36 „Da in der Praxis die meisten missbräuchlichen Anerkennungen der 

Vaterschaft zur Erlangung der deutschen Staatsangehörigkeit für 
das Kind genutzt werden“: RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 23 f.

37 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 24.
38 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 24.
39 RegE, BT-Drucks. 21/4081, S. 24.
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